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Ihr Zeichen: -                       Schreiben vom 16.03.2026 

 

Stellungnahme des BUND Landesverband Sachsen e.V. zur 1. Änderung der Klarstellungs- und Ergän-
zungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 BauGB „Am Aussichtsturm" in Markneukirchen  
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Beteiligung mit Schreiben vom 16. März 2026 und geben folgende Stellung-
nahme ab. 

Vorbemerkung 

Der BUND Landesverband Sachsen e.V. bewertet die vorliegende Planungsmaßnahme als maßvolle 
Anpassung einer bereits bestehenden und in Kraft getretenen Ergänzungssatzung, die dem örtlichen 
Wohnbedarf im Rahmen der Eigenentwicklung im ländlichen Raum dient. Das gewählte Instrument des 
§ 34 Abs. 4 BauGB ist hierfür grundsätzlich angemessen. Die nachfolgenden Hinweise beabsichtigen 
keine grundsätzliche Infragestellung der Planung, sondern dienen der Sicherstellung ihrer rechtlichen 
Tragfähigkeit und der vollständigen Berücksichtigung naturschutzrechtlicher Anforderungen. 

Dem Vorhaben wird im Grundsatz zugestimmt. Es ergehen Forderungen und Hinweise. 

1. Landschaftsschutzgebiet „Oberes Vogtland" – förmliche Rechtslage 

Das Plangebiet liegt im Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Oberes Vogtland", das durch Beschluss des 
Rates des Bezirkes Karl-Marx-Stadt vom 12. Juli 1968 unter Schutz gestellt wurde. Dieses DDR-Recht 
gilt gemäß Einigungsvertrag fort und ist formal rechtsverbindlich, bis es durch einen förmlichen Akt – 
Aufhebung oder Änderung der Schutzgebietsverordnung – außer Kraft gesetzt wird. 

Die Begründung der Satzungsänderung führt aus, die Darstellungen des LSG seien „als überholt" anzu-
sehen und eine Ausgliederung nicht erforderlich; gestützt wird dies auf „aktuelle Aussagen der unteren 
Naturschutzbehörde". Wir nehmen diese Einschätzung zur Kenntnis, weisen jedoch darauf hin, dass eine 
informelle Einschätzung der Behörde keine förmliche Befreiungsentscheidung nach § 67 BNatSchG 
ersetzt und im Rahmen der Behördenbeteiligung als solche auch nicht dokumentiert ist. 

Wir regen an, im weiteren Verfahren klarzustellen, ob eine förmliche Befreiung nach § 67 BNatSchG 
beantragt und erteilt wurde oder ob die zuständige Behörde in einer dokumentierten Stellungnahme die 
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LSG-Verträglichkeit der Planung ausdrücklich bejaht hat. Sollte dies der Fall sein, wäre dieser Punkt aus 
unserer Sicht erledigt. Liegt eine solche Dokumentation nicht vor, sehen wir hierin einen 
verfahrensrechtlichen Mangel, der vor Satzungsbeschluss zu beheben ist. 

2. Artenschutzrecht (§ 44 BNatSchG) 

Die Begründung stützt den Verzicht auf einen Umweltbericht zutreffend auf § 13 BauGB. Diese verfah-
rensrechtliche Erleichterung entbindet die Planung jedoch nicht von den materiell-rechtlichen Verbots-
tatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG, die unabhängig vom Planungsverfahren unmittelbar gelten. 

Die zu überplanenden Flächen werden in der Begründung als „intensive Gartenland- und Kleingartennut-
zung" mit einzelnem Großgrünbestand charakterisiert. Derartige Strukturen – Gehölze, Obstbäume, 
Saumstrukturen – stellen potenzielle Habitate für europäisch geschützte Vogelarten sowie ggf. für Fle-
dermäuse dar. Hinzu kommt die Rodung von zwei Fichten im Plangebiet. Eine artenschutzrechtliche 
Prüfung oder zumindest ein begründeter Artenschutzvermerk, der die Relevanz des § 44 BNatSchG für 
die konkrete Fläche nachvollziehbar bewertet, fehlt in den Planungsunterlagen. 

Wir bitten daher, im weiteren Verfahren eine zumindest überschlägige Artenschutzbetrachtung vorzule-
gen. Dies muss kein umfangreiches Gutachten sein; ein dokumentierter Vermerk, der auf Grundlage 
einer Begehung oder einer Habitatpotenzialanalyse die Betroffenheit geschützter Arten plausibel aus-
schließt oder – falls eine Betroffenheit nicht auszuschließen ist – entsprechende 
Vermeidungsmaßnahmen benennt, wäre ausreichend. Wir gehen davon aus, dass eine solche 
Betrachtung bei den gegebenen Flächenstrukturen zu einem vertretbaren Ergebnis kommt; der 
Nachweis sollte jedoch geführt werden. 

3. Weitere Hinweise 

Kompensationsmaßnahmen: 
Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB) wird im Zuge der Änderung von 1.955 m² auf 1.855 m² reduziert. Die Begründung 
führt hierfür die Reduzierung von Erdaushub und den Verzicht auf Stützmauern als ökologisch vorteil-
hafte Gegenleistung an, was im Grundsatz nachvollziehbar ist. Wir geben zu bedenken, dass die quali-
tative Gleichwertigkeit der verbleibenden Kompensationsfläche in der Begründung lediglich pauschal 
behauptet wird. Eine knappe, aber substanziierte Darlegung der funktionalen Gleichwertigkeit wäre wün-
schenswert und würde die Satzungsänderung in diesem Punkt unangreifbarer machen. 

Grundwasserschutz / Dezentrale Abwasserentsorgung:  
Das Plangebiet liegt nach den Darstellungen des Regionalplans Region Chemnitz in einem Bereich mit 
besonderen Anforderungen an den Grundwasserschutz. Die vorgesehene dezentrale Versickerung voll-
biologisch vorgeklärter Abwässer ist dem Grunde nach ein anerkanntes Verfahren. Wir nehmen zur 
Kenntnis, dass grundstückskonkrete Versickerungsnachweise dem Bauantragsverfahren vorbehalten 
bleiben. Wir empfehlen, dies in der Satzungsbegründung als verbindliche Voraussetzung für die Bauge-
nehmigung klarer zu verankern, um den Grundwasserschutz auch im nachgelagerten Verfahren sicher-
zustellen. 

Kaltluftentstehungsgebiet: 
Das Plangebiet liegt nach Karte 14 des Regionalplans Region Chemnitz in einem siedlungsrelevanten 
Kaltluftentstehungsgebiet. Die Begründung adressiert diesen Aspekt und kommt zu einem vertretbaren 
Ergebnis, da die Bebauung auf die erste Reihe beschränkt bleibt und die freien Flächen im Süden und 



 

 3

Osten unberührt bleiben. Wir regen an, dies in der Begründung durch eine knappe Aussage zur räumli-
chen Lage der Kaltluftabflussbahn zu untermauern, um die Vollständigkeit der Abwägung zu dokumen-
tieren. 

Fazit 

Die vorliegende Planung ist in ihren Grundzügen nachvollziehbar und verhältnismäßig. Einer Satzungs-
beschlussfassung kann aus Sicht des BUND Landesverband Sachsen entgegengesehen werden, sobald 
die unter Ziffer 1 und 2 angesprochenen Punkte – förmliche Dokumentation der LSG-Situation und 
artenschutzrechtliche Betrachtung – im weiteren Verfahren nachvollziehbar ausgeräumt sind. Die Hin-
weise unter Ziffer 3 verstehen sich als Anregungen zur Verbesserung der Planungsunterlagen. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 

Landesgeschäftsführerin 


